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Kurzmeldungen

25-Tonnen-Bagger
brannte aus

Polizei fahndet
nach Einbrechern

Arbeiter nach Sturz
schwer verletzt

Auerhahn brutal
erschlagen

Von Forstweg abgestürzt
Jochberg – Im letzten Mo-
ment bemerkte gestern
Mittag ein Baggerführer
auf einer Baustelle in Joch-
berg, dass aus dem An-
triebsraum Rauch drang.
Löschversuche mit einem
Gartenschlauch schlugen
fehl. Der Bagger brannte
später trotz Feuerwehr aus.
Es entstand ein höherer
fünfstelliger Schaden. (TT)

Kufstein, Wörgl – Eine
Einbruchsserie beschäftigt
die Polizei in Kufstein und
Wörgl. Täter drangen am
Wochenende in Lagerräu-
me von Vereinen und in ei-
nen Musik-Proberaum ein.
In Wörgl wurde aus einer
Garage hochwertigesWerk-
zeug gestohlen. Zuvor bei
einem Autohändler neun
Garnituren Reifen. (TT)

Umhausen – Gegen 16.20
Uhr war gestern ein Arbei-
ter mit Flexarbeiten im Zu-
ge eines Hausumbaus in
Umhausen beschäftigt. Auf
einem Deckenträger ver-
lor er dann das Gleichge-
wicht und stürzte 2,5 Me-
ter ab. Dabei erlitt der Pole
schwere Verletzungen, u. a.
den Bruch eines Handge-
lenks. (TT)

Erl – Ein abscheulicher
Eingriff in fremdes Jagd-
recht ereignete sich am
Montagnachmittag unter-
halb der Erler Schutzhütte
Kranzhorn. Ein Auerhahn
wurde dort entweder mit
einem Stock erschlagen
oder durch Fußtritte getö-
tet. Ein Unbekannter mit
bayerischem Dialekt steht
im Verdacht. (TT)

Lermoos – Folgenschwerer
Arbeitsunfall in Lermoos. Ge-
gen 11.00 Uhr waren gestern
zwei Gemeindearbeiter mit
dem Traktor zur Tuftlalm un-
terwegs. Nur wenige Meter vor
dem Ziel geriet der Traktor ins
weiche Bankett und stürzte 30
Meter über die Böschung ab.
Beide Arbeiter konnten sich
selbst befreien, mussten aber
schwer verletzt in die Klinik
geflogen werden. (TT)

Die Schwerverletzten wurden in die
Klinik geflogen. Foto: Zoom-Tirol

Land im Fusions-Zwiespalt:
Fördern, aber nicht fordern

Von Peter Nindler

Innsbruck – Jede vierte der
279 Tiroler Gemeinden ist
stark bzw. voll verschuldet.
2015 waren es 73. Einige der
voll verschuldeten Gemein-
den haben eine sehr geringe
Einwohnerzahl, kaum Wirt-
schaftsbetriebe im Dorf und
erzielen deshalb nur wenig
Einnahmen aus den Abga-
benertragsanteilen bzw. den
Gemeindesteuern. Betroffen
davon sind vor allem die Be-
zirke Lienz und Reutte. Ins-
gesamt haben 99 Kommunen
weniger als 1000 Einwohner,
das Gros zählt 1001 bis 5000
Gemeindebürger.

In den peripheren Regio-
nen tun sich die Kommunen
immer schwerer, die notwen-
dige Infrastruktur zu finan-
zieren, das Land greift den fi-
nanzschwachen Gemeinden
deshalb jährlich mit rund 100
Mio. Euro aus dem Gemein-
deausgleichsfonds (GAF)
unter die Arme. Gleichzeitig
werden gemeindeübergrei-
fende Kooperationen geför-
dert. Aus dem neu paktier-
ten Finanzausgleich über die
Verteilung der Bundessteuern
fließen 18 Mio. Euro nach Ti-
rol. Gestern hat die Landes-
regierung die Vergabekriteri-
en mit drei Schwerpunkten
festgelegt. Für LH Günther
Platter (VP) und Gemeinde-
referent LR Johannes Tratter
(VP) stehen „die bestehen-
de interkommunale Zusam-
menarbeit, strukturschwache
Gemeinden, die von Abwan-
derung bedroht sind, sowie
Gemeinden, die sich zusam-
menlegen wollen“, im Mittel-
punkt. Erstmals gibt es auch
finanzielle Anreize für freiwil-
lige Gemeindefusionen.

Gestaffelt nach der künfti-
gen Einwohnerzahl, gewährt
das Land für den Zusammen-
schluss von zwei oder mehre-
ren Gemeinden einen Bonus;
beginnend mit insgesamt
850.000 Euro innerhalb von
vier Jahren für Gemeinden

mit bis zu 1000 Einwohnern.
„Wenn die neue Gemeinde
über 10.000 Einwohner hat,
erhält sie 2,5 Mio. Euro“, be-
tont LR Tratter. Ob diese Mit-
tel in der Schatulle bleiben
oder es seit 1974 wieder zu ei-
ner Gemeindefusion in Tirol
kommt, darüber gehen die
Meinungen allerdings ausei-
nander. Wobei die letzte Ge-

meindeehe von Hatting und
Inzing nur 19 Jahre währte,
1993 ging man wieder ge-
trennte kommunale Wege.

Die Landesregierung for-
ciert eher Kooperationen,
„aber gegen ein freiwilliges
Zusammengehen haben wir
natürlich nichts“, fügt Tratter
hinzu. Weil die Erwartungs-
haltung der Bürger an die Ge-

meindeverwaltung und die
Herausforderungen durch
das e-Government steigen,
würden die Kommunen be-
reits verstärkt zusammenar-
beiten und Synergien nutzen.
„Die zusätzlichen GAF-Mittel
unterstützen diese Koopera-
tionen.“ Tratter verweist da-
bei auf die große Nachfrage
bei den Verwaltungsgemein-
schaften.

Sein Parteikollege und Ge-
meindeverbandspräsident
Ernst Schöpf ist ebenfalls ein
Anhänger von Kooperationen.
„Das bewährt sich, in diese
Richtunginterpretiereichauch
die Schwerpunkte der Mittel-
vergabe.“ Schöpf geht nicht
davon aus, dass der finanzielle
Anreiz ein Fusionsturbo sein
werde. „Vielleicht wird in ei-
nigen Gemeinden gerechnet,
aber nur in wenigen.“

Peter Bußjäger vom Institut
für Föderalismus beurteilt die
Situation ebenfalls differen-
ziert. Trotz Förderung seien
Fusionen nicht unbedingt ein
Schlüssel zum Erfolg. „Studien
aus der Schweiz belegen das.“
Das Interesse in den Gemein-
destuben halte sich in Gren-
zen. Bußjäger sieht eher in
Dienstleistungsverbünden in
den Talschaften ein taugliches
Mittel für die Zukunft.

Der Vorsitzende des sozial-
demokratischen Gemeinde-
vertreterverbands (GVV) und
Sellrainer Bürgermeister Ge-
org Dornauer glaubt hingegen,
„dass es sich einige Gemein-
den überlegen werden“. Viele
arbeiten bereits über Gemein-
degrenzen hinweg zusammen.
„Die Bürger sehen das auch
nicht mehr so eng.“ Natürlich
gebe es vielerorts noch (poli-
tische) Vorbehalte, „doch Fu-
sionen können auch Vorteile
bringen und sinnstiftend sein“,
betont Dornauer. Das Prinzip
der Freiwilligkeit sei oberstes
Gebot, aber der finanzielle Im-
puls der Landesregierung für
Fusionen und verstärkte Ko-
operationen ein Schritt in die
richtige Richtung.

Für freiwillige Gemeindefusionen gibt es jetzt bis zu 2,5 Mio. Euro an Bedarfs-
zuweisungen. Trotzdem: Regierung und Gemeindeverband sind skeptisch.

Schöpf (l.) und Tratter sind sich einig: Obwohl Fusionen erstmals gefördert
werden, forcieren Land und Gemeindeverband Kooperationen. Foto: Land Tirol

„Gemeindefusionen
sind nicht der

Schlüssel zum Erfolg.
Dienstleistungskoopera-
tionen schon eher.“

Peter Bußjäger
(Föderalismus-Institut) Foto: TT

„ Einige Gemeinden
werden es sich

überlegen. Auch die Bür-
ger sehen die Grenzen
nicht mehr so eng.“

Georg Dornauer/SP
(GVV-Vorsitzender) Foto: Rottensteiner

Strukturschwache Gemeinden:
Für heuer sind sechs Millionen Euro
für strukturschwache Gemeinden
vorgesehen, damit sie aufwändige
Infrastrukturvorhaben realisieren
können. Dies betrifft stärker zer-
siedelte Gemeinden oder solche,
die von Bevölkerungsabwanderung
bedroht sind.

Landesinterner Finanzkraftaus-
gleich zwischen den Gemeinden.
Dafür stellt das Land Tirol 2017
rund zwölf Millionen Euro bereit.

Förderung von Gemeindezu-
sammenlegungen. Hat die aus
zwei oder mehreren Kommunen
neu fusionierte künftige Gemeinde

mehr als 10.000 Einwohner, so
erhält sie innerhalb von vier Jahren
2,5 Mio. Euro. 6001 bis 10.000
Einwohner: 1,625 Mio. Euro; 4001
bis 6000 Einwohner: 1,4 Mio.
Euro; 2501 bis 4000 Einwohner:
1,2 Mio. Euro; 1001 bis 2500
Einwohner: eine Million Euro; bis
1000 Einwohner: 850.000 Euro.

Werden Gemeindeämter zusam-
mengelegt, gibt es Geld. Foto: Böhm

Bedarfszuweisungen für Kooperationen und Fusionen

Agrargemeinschaften,
die nächste: Heute will

sich die schwarz-grüne
Landeskoalition intern und
mit dem Gemeindeverband
über die neue Stichtagsre-
gelung im Agrargesetz ei-
nigen. Bekanntlich hat der
Verfassungsgerichtshof die
Stichtage für Rückforderun-
gen von Ausschüttungen
(2008 bzw. 2013) aufgeho-
ben. Im Vorfeld unternahm
der ÖVP-Bauernbund Ver-
suche, darüber hinaus eini-
ge Regelungen zu ändern.
So sollte der Haus- und
Gutsbedarf, der den Agrar-
funktionären noch zusteht,
erhöht werden. Doch von
den Grünen und Gemein-
deverbandspräsident Ernst
Schöpf gab es klare Signale,
dass man diese „Retro-Be-
strebungen“ keinesfalls un-
terstützen werde. Obwohl
sich manche Bauernbünd-
ler als neuen Stichtag 2004
wünschen, gilt das Jahr 1998
als mehr als fix.

Verhandelt wird noch
über eine gemeinsame Be-
wirtschaftung der Teilwäl-
der. Man will sie wieder
in die Agrargemeinschaft
zurückführen. Ihre ange-
stammten Nutzungsrechte
sollen die Eigentümer je-
doch nicht verlieren. ÖVP
und Grüne sind sich darü-
ber einig, dass eine gemein-
same Bewirtschaftung forst-

wirtschaftlich Sinn machen
würde, jetzt muss noch ei-
ne verfassungskonforme
Lösung gefunden werden.
Agrarreferent und Bauern-
bundobmann LHStv. Josef
Geisler sowie Grünen-Klub-
chef Gebi Mair sind von ei-
ner Klärung überzeugt.

Gewerkschaftsbundvor-
sitzender Otto Leist

absolvierte am Sonntag
seine letzte Maikundge-
bung in Innsbruck in of-
fizieller Funktion. Am 10.
Juni kommt es im ÖGB
zum Führungswechsel. Seit
2010 steht Leist an der Spit-
ze, zur Wiederwahl wird er
nicht mehr antreten. Sein
designierter Nachfolger
und Landessekretär der
Gewerkschaft vida, Philip
Wohlgemuth, stellt sich bei
der Landeskonferenz der
Wahl. Tags zuvor werden in
der Fraktion sozialdemo-
kratischer Gewerkschafter
(FSG) die Weichen ebenfalls
neu gestellt. FSG-Chef Gün-
ter Mayr zieht sich zurück,
der Geschäftsführer der Ge-
werkschaftBau-Holz,Chris-
tian Hauser, folgt nach.

Nächstes Jahr wird auch
in Südtirol gewählt und

der Südtiroler Schützen-
bund hat am Wochenende
bei seiner Landesversamm-
lung eine klare Losung für
2018 und Südtirol ausge-
geben: „Los von Rom.“ Das
ist auch als Botschaft an die
Südtiroler Volkspartei zu
verstehen. Für Komman-
dant Elmar Thaler ist die
Zeit jetzt mehr denn je reif,
sich von Italien zu verab-
schieden. „In unserer Frei-
heit streben wir danach,
das Unmögliche möglich zu
machen, während die Poli-
tik, gedrängt von der Suche
nach der Wählergunst, Ge-
fahr läuft, das Mögliche un-
möglich zu machen.“ (pn)

Neuer Agrar-Stichtag
und „Los von Rom“

Beim Südtiroler Schützenbund unter Kommandant Elmar Thaler lau-
fen die Vorbereitungen für eine Kampagne „Los von Rom“. Foto: SBB

Philip Wohlgemuth (l.) folgt Otto
Leist am 10. Juni nach. Foto: TT


